
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Jörg Schneider, Jürgen 
Pohl und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/17260 –

Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

„Flüchtlinge sollen die Wartezeit bis zur Entscheidung über ihre Anerken-
nung, die oftmals in einer Erstaufnahmeeinrichtung oder in anderen Sammel-
unterkünften verbracht wird, durch eine sinnvolle und gemeinwohlorientierte 
Beschäftigung überbrücken. Gleichzeitig sollen sie mittels niedrigschwelliger 
Angebote in Arbeitsgelegenheiten an den Arbeitsmarkt herangeführt werden 
(sog. Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen – FIM) (vgl. https://bit.ly/
386LKgw).

Teilnehmen können laut oben verlinkter Bekanntmachung (S. 2) arbeitsfähige, 
nicht erwerbstätige Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht der Vollzeitschulpflicht 
unterliegen.

Die Förderung der FIM war von der Bundesagentur für Arbeit als befristetes 
Arbeitsmarktprogramm des Bundes für jährlich 100 000 Leistungsberechtigte 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) mit einer Laufzeit vom 
1. August 2016 bis zum 31. Dezember 2020 angelegt. Mit Änderung der 
Richtlinie vom 12. April 2017 wurde die Angabe „jährlich 100.000“ Leis-
tungsberechtigte gestrichen (vgl. https://bit.ly/3ad3sRo).

„Die individuelle Teilnahmedauer beträgt für jeden Teilnehmenden bis zu 
sechs Monate bei einem Umfang von bis zu 30 Wochenstunden“ (vgl. https://
bit.ly/386LKgw, S. 2). „Der Bund stellt die erforderlichen Haushaltsmittel zu 
Verfügung, deren Verteilung auf die einzelnen Länder sich am Königsteiner 
Schlüssel orientiert. Für die regionale Verteilung innerhalb der Länder stim-
men die Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit einen Verteilungs-
schlüssel mit dem jeweiligen Land ab“ (ebd., S. 3). „Die Agentur für Arbeit 
zahlt dem Maßnahmenträger für die Durchführung einer Flüchtlingsintegrati-
onsmaßnahme für jeden besetzten Platz eine monatliche Pauschale in Höhe 
von 85 Euro für eine ,interne‘ und 250 Euro für eine ,externe‘ FIM sowie die 
für die Mehraufwandsentschädigung der Teilnehmenden tatsächlich verauslag-
ten Kosten“ (ebd., S. 4).
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M e t h o d i s c h e  V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Teilnehmerbezogene Daten werden von der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
nicht systematisch erfasst. Grund hierfür ist die durch § 5a des Asylbewerber-
leistungsgesetzes (AsylbLG) sowie die Richtlinie zum Arbeitsmarktprogramm 
Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) vorgegebene Zuständigkeitsvertei-
lung zwischen der BA und den anderen an der Umsetzung des Programms be-
teiligten Behörden: Die Bundesregierung stellt den finanziellen Rahmen für die 
FIM zur Verfügung. Auswahl und Zuweisung von Teilnehmenden obliegt den 
nach dem AsylbLG zuständigen Behörden. Bund oder BA haben keinen Ein-
fluss hierauf. Die BA wiederum ist für die Bewilligung der beantragten Maß-
nahmen und für die Abrechnung zuständig. Der BA liegen lediglich von den 
einzelnen Maßnahmenträgern eingereichten Abrechnungslisten mit Angaben zu 
Neueintritten und Beständen in FIM vor. Eine differenzierte Auswertung nach 
Geschlecht ist nicht möglich.
Zudem erfolgt die Erfassung in den operativen IT-Fachverfahren der Fördersta-
tistik der BA mit Verzögerungen, so dass von vollzähligen Ergebnissen in der 
Regel erst nach einer Wartezeit von drei Monaten auszugehen ist. Die Ergeb-
nisse für den aktuellen Berichtsmonat und die beiden Vormonate sind vorläufig 
und aufgrund der noch ausstehenden Nacherfassungen im Vergleich mit dem 
endgültigen Ergebnis untererfasst. Diese sogenannten vorläufigen Daten sind in 
der mitgelieferten Anlage 1 enthalten und rot gekennzeichnet. Daten zu FIM 
sind allerdings auch nach der in der Förderstatistik üblichen Wartezeit von drei 
Monaten um ca. 20 Prozent untererfasst. Revidierte Ergebnisse, die nach einer 
noch längeren Wartezeit vorliegen, gibt es nur auf Bundesebene und nicht auf 
Ebene der Bundesländer. Zur Beantwortung der Fragen müssen je nach Frage-
stellung revidierte oder unrevidierte Daten zugrunde gelegt werden.

 1. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) am Arbeitsmarktpro-
gramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) jeweils teilgenommen 
(bitte getrennt nach Bund, Bundesländern, Männern und Frauen auswei-
sen)?

 2. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) monatsdurchschnittlich 
am Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) 
teilgenommen (bitte getrennt nach Bund, Bundesländern, Männern und 
Frauen ausweisen)?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.
Nach revidierten Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit gab es im 
Jahr 2018 in der Jahressumme rund 8.000 Zugänge in FIM, im Jahr 2017 waren 
es 19.000. Im Jahr 2018 gab es monatsdurchschnittlich 3.000 Teilnehmende an 
FIM, im Jahr 2017 waren es 7.000. Eine nach Bundesländern differenzierte 
Darstellung liegt nur auf Basis unrevidierter Daten vor. Diese Angaben sind der 
Tabelle in Anlage 1 zu entnehmen.

 3. Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jah-
ren 2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) in das Arbeitsmarktpro-
gramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) jeweils eingetreten 
(bitte getrennt nach Bund, Bundesländern, Männern und Frauen auswei-
sen)?

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.
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 4. Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jah-
ren 2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) aus dem Arbeitsmarktpro-
gramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) ausgetreten (bitte ge-
trennt nach Bund, Bundesländern, Männern und Frauen ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, da Abgänge von 
Teilnehmenden und deren Verbleib von der BA nicht erfasst werden.

 5. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) das Arbeitsmarktpro-
gramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM)

a) vor dem regulären Ende der Maßnahme (Maßnahmenabbruch),

b) mit dem regulären Ende der Maßnahme

beendet (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen getrennt nach Bund, 
Bundesländern, Männern und Frauen ausweisen)?

 6. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2016 bis 
2020 die durchschnittliche Maßnahmendauer pro Teilnehmer (bitte ge-
trennt nach Bund, Bundesländern, Männern und Frauen ausweisen)?

 7. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2016 bis 
2020 die durchschnittliche wöchentliche Beschäftigungszeit pro Teilneh-
mer (bitte getrennt nach Bund, Bundesländern, Männern und Frauen aus-
weisen)?

 8. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2016 bis 
2020 die Anzahl sowie der Anteil der Teilnehmer, die das Arbeitsmarkt-
programm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) aufgrund eines 
stattgegebenen Asylantrages vorzeitig beendet haben – Maßnahmenab-
bruch – (bitte getrennt nach Bund, Bundesländern, Männern und Frauen 
ausweisen)?

 9. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2016 
bis 2020 die Anzahl sowie der Anteil der Teilnehmer, die das Arbeits-
marktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) trotz eines 
stattgegebenen Asylantrages regulär beendeten (bitte getrennt nach 
Bund, Bundesländern, Männern und Frauen ausweisen)?

Die Fragen 5 bis 9 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor. In den IT-Systemen der 
BA werden hierzu keine Angaben erfasst.

10. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2016 bis 
2020 der Anteil der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM), die als

a) „interne“ Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM),

b) „externe“ Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM)

durchgeführt wurden (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen getrennt 
nach Bund und Bundesländern ausweisen)?

Der Beantwortung dieser Frage werden die unrevidierten Daten zugrunde ge-
legt, da die revidierten Daten nicht nach externen und internen FIM differen-
ziert werden können. Aufgrund der teilweise sehr geringen Fallzahlen auf Ebe-
ne der Bundesländer werden die prozentualen Anteile interner und externer 
FIM nur auf Bundesebene berechnet. Im Jahr 2018 waren von den rund 2.600 
monatsdurchschnittlich durchgeführten FIM rund 800 (30 Prozent) der FIM in-
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terne Maßnahmen und rund 1.800 (70 Prozent) externe Maßnahmen. Weiterge-
hende Daten sind Tabelle 1 zu entnehmen.

11. Welche Haushaltsmittel waren bzw. sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den Jahren 2016 bis 2020 für das Arbeitsmarktprogramm Flücht-
lingsintegrationsmaßnahmen (FIM) jeweils vorgesehen?

12. Welche Kosten sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) für das Arbeitsmarktprogramm 
Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) jeweils angefallen (bitte ge-
trennt nach Bund und Bundesländern ausweisen)?

13. Welche Kosten sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) für „interne“ Flüchtlingsintegra-
tionsmaßnahmen (FIM) jeweils angefallen (bitte getrennt nach Bund und 
Bundesländern ausweisen)?

14. Welche Kosten sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) für „externe“ Flüchtlingsintegra-
tionsmaßnahmen (FIM) jeweils angefallen (bitte getrennt nach Bund und 
Bundesländern ausweisen)?

15. Welche Kosten sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2016 bis 2020 (letzte verfügbare Daten) für die Mehraufwandsentschädi-
gung der Teilnehmenden jeweils angefallen (bitte getrennt nach Bund 
und Bundesländern ausweisen)?

Die Fragen 11 bis 15 werden gemeinsam beantwortet.
Die in den Jahren 2016 bis 2020 veranschlagten Ausgabemittel sowie die Ist-
Ausgaben in den Jahren 2016 bis Ende Januar 2020 können den beigefügten 
Bewirtschaftungsübersichten (Anlage 2, Tabellen 2.1 bis 2.5) entnommen wer-
den. Die Mehraufwandsentschädigung ist als „darunter Betrag“ der Ist-
Ausgaben ausgewiesen.

16. Was waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2016 bis 
2020 die Top-3-Maßnahmenträger je Bundesland, die die meisten sog. 
externen Flüchtlingsintegrationsmaßnahme – FIM – (gemessen an der 
Teilnehmerzahl) durchgeführt haben?

Dazu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

17. Welche im Rahmen des Programms „gewonnenen Daten sollen ggf. spä-
ter für weiterführende Maßnahmen zur Integration bzw. Arbeitsförderung 
genutzt werden und damit die Arbeitsmarktintegration beschleunigen“ 
(vgl. https://bit.ly/382fkDN, Nummer 1.4)?

Welche Daten der Teilnehmenden wurden bzw. werden hierzu konkret 
erhoben?

Soweit die Teilnehmende bzw. der Teilnehmende einwilligt, werden neben 
personenbezogenen Daten insbesondere folgende Daten erhoben: Daten zu 
Ausbildung, Studium, Abschlüssen und Berufserfahrung, während der FIM 
festgestellte berufliche Kenntnisse und Fähigkeiten sowie Sprachkenntnisse.
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18. Wird das Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
(FIM) nach Kenntnis der Bundesregierung evaluiert?

Wenn ja, welche Zwischenevaluationen wurden hierzu bereits angefertigt 
(bitte einzeln ausweisen), und wann ist mit einer abschließenden Evalua-
tion zu rechnen?

Das Arbeitsmarktprogramm FIM wird nicht wissenschaftlich evaluiert.

19. Wie beurteilt die Bundesregierung den bisherigen Erfolg, den jeweiligen 
Finanzmittelansatz sowie Finanzmitteleinsatz in Bezug auf das Arbeits-
marktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM)?

Die Bundesregierung hat das Arbeitsmarktprogramm FIM im Jahr 2016 ins Le-
ben gerufen, um damit auf die starke Fluchtmigration im Herbst 2015 zu rea-
gieren. Es richtete sich insbesondere an solche Leistungsberechtigte nach dem 
AsylbLG, die nicht mit einer schnellen Entscheidung über ihre Anerkennung 
rechnen konnten. Mit der Schaffung der FIM sollte die damals oft lange Warte-
zeit von der Einreise bis zur Entscheidung über die Anerkennung überbrückt 
werden.
Seit 2016 hat die Fluchtmigration deutlich abgenommen. Auch die Bearbeitung 
der Asylanträge durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat sich 
beschleunigt. Dadurch ist das Potential an Leistungsberechtigten nach dem 
AsylbLG, die in eine FIM zugewiesen werden können, stark gesunken.
Außerdem haben der Bund bzw. die BA aufgrund der Zuständigkeitsverteilung 
weder darauf Einfluss, in welchem Umfang die Maßnahmeträger vor Ort FIM 
einrichten, noch darauf, wie viele Personen von den nach dem AsylbLG zustän-
digen Behörden in eine FIM zugewiesen werden.
Aufgrund dieser Entwicklungen wurde der finanzielle Ansatz für das Pro-
gramm seit dem Jahr 2017 kontinuierlich abgesenkt und wird Ende dieses Jah-
res beendet.
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